
 

 

 

 

 

 

 

 

 

   



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Streitfall hatte die Klägerin mit ihrer Bank zeit- und betragsgleiche, gegenläufige 

Wertpapierpensions- und Wertpapierdarlehensgeschäfte abgeschlossen. Für die Dauer der 

Wertpapierdarlehen erhielt sie als Sicherheit börsennotierte britische Aktien von ihrer Bank gegen 

Zahlung einer Gebühr. Über diese Aktien konnte sie uneingeschränkt verfügen und mit ihnen 

verbundene Stimmrechte ausüben. Bei Beendigung der Wertpapierdarlehen musste sie Aktien gleicher 

Art und Menge zurückübertragen. Ausgeschüttete Dividenden hatte sie zeit- und betragsgleich an ihre 

Bank weiterzuleiten. Da bezogene Dividenden nach damaliger Rechtslage steuerfrei gewesen sind, die 

Weiterleitung der Dividenden jedoch steuerlich als Betriebsausgabe abziehbar war, ergab sich in Höhe 

der bezogenen Dividenden ein steuerlicher Verlust. Diesen Verlust maximierte die Klägerin, indem sie 

Aktien, deren Ausschüttungen sie bereits empfangen hatte, vorzeitig gegen solche austauschte, bei 

denen die Ausschüttung noch anstand. Das beklagte Finanzamt sah hierin einen Missbrauch von 

rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten (§ 42 der Abgabenordnung) und erhöhte den Gewinn der Klägerin 

um die bezogenen Dividenden. Eine Klage blieb erfolglos. Das Finanzgericht München rechtfertigte die 

Gewinnerhöhungen damit, dass die britischen Aktien im Zeitpunkt des Dividendenbezugs steuerlich 

nicht der Klägerin, sondern ihrer Bank zuzurechnen seien, sodass es auf einen Gestaltungsmissbrauch 

nicht ankam. 

Dem ist der Bundesfinanzhof mit einer Entscheidung mit Signalwirkung für Kapitalmarktgeschäfte(!) 

entgegengetreten. Die Richter des Bundesfinanzhofs stellten klar: Maßgeblich ist, wer tatsächlich über 

die Aktien verfügen darf - nicht, was beabsichtigt ist (Az. I R 3/21). Werden Aktien zur Sicherheit 

übereignet, seien sie steuerlich ab dem Eigentumsübergang dem Erwerber und Sicherungsnehmer 

zuzurechnen, wenn dieser die wesentlichen mit den Aktien verbundenen Rechte (insbesondere 

Veräußerung und Ausübung von Stimmrechten) rechtlich und tatsächlich unabhängig vom Eintritt eines 

Sicherungsfalls ausüben kann. Im Streitfall seien die Aktien steuerlich nach § 39 AO der Klägerin 

zuzurechnen, weil ihr - anders als beim klassischen Sicherungseigentum - die wesentlichen mit den 

Aktien verbundenen Rechte zugestanden haben. Nicht relevant seien für die Zurechnung subjektive 

Absichten, bestehende Befugnisse auch wahrnehmen zu wollen. Solche Motive könnten jedoch bei einer 

Prüfung des Vorliegens eines Gestaltungsmissbrauchs beachtlich sein. Ob ein solcher vorliegt, konnte 

der Bundesfinanzhof jedoch auf der Grundlage der tatsächlichen Feststellungen des Finanzgerichts 

München nicht abschließend prüfen. Er hat den Fall daher an die Vorinstanz zurückverwiesen. 

 

  
 

Das Bundesverfassungsgericht hat eine Verfassungsbeschwerde gegen das Solidaritätszuschlaggesetz 

1995 (SolZG 1995) in der Fassung des Gesetzes zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 

10.12.2019 zurückgewiesen (Az. 2 BvR 1505/20). Die Richter begründen ihre Entscheidung damit, dass 

ein offensichtlicher Wegfall des auf den Beitritt der damals neuen Länder zurückzuführenden 

Mehrbedarfs des Bundes auch heute (noch) nicht festgestellt werden kann. Eine Verpflichtung des 

Gesetzgebers zur Aufhebung des Solidaritätszuschlags ab dem Veranlagungszeitraum 2020 bestehe 

folglich nicht. 

Zudem habe der Gesetzgeber mit der Reform von 2019 (u. a. durch Anhebung der Freigrenzen ab 2021) 

seine Pflicht zur Beobachtung der Voraussetzungen der Abgabe erfüllt. Des Weiteren sei die Höhe des 

Zuschlags (5,5 %) nicht unverhältnismäßig. Auch eine Ungleichbehandlung etwa zwischen 

Einkommensteuer- und Körperschaftsteuerpflichtigen oder bei Kapitalerträgen liege nicht vor, da es sich 

um unterschiedlich gelagerte Sachverhalte handle, so das Bundesverfassungsgericht. 

 



 

 

 

 

 

 

 

  
 

Seit Ausbruch der Corona-Krise wurden die Abgabetermine für die Einkommensteuererklärungen der 

letzten Jahre durch die Finanzverwaltung verlängert. Für die Einkommensteuererklärung 2024 gelten 

letztmalig verlängerte, jedoch kürzere Abgabefristen als im letzten Jahr. Nicht beratene Steuerpflichtige, 

die ihre Einkommensteuererklärung selbst erstellen, müssen diese bis spätestens 31.07.2025 bei ihrem 

Wohnsitzfinanzamt einreichen. Bei der Abgabe über einen Steuerberater verlängert sich die Frist für die 

Einkommensteuererklärung 2024 bis zum 30.04.2026 (Beraterprivileg). Die verlängerte Abgabefrist bis 

zum 30.04.2026 gilt für Steuerpflichtige jedoch nur im Zusammenhang mit einem bestehenden Auftrag 

- eine Vollmacht allein genügt nicht. 

 

 

 

Am 09.04.2025 haben sich Union und SPD auf einen Koalitionsvertrag geeinigt, der als Basis für eine 

gemeinsame Koalition dienen soll. Der 146-seitige Koalitionsvertrag enthält u. a. folgende Punkte: 

• Kleine und mittlere Unternehmen sollen durch ein Sofortprogramm für Bürokratierückbau 

entlastet werden: Dokumentationspflichten sollen reduziert, Statistikpflichten sollen ausgesetzt 

werden. 

• Die Modernisierung und Digitalisierung der Verwaltung steht im Fokus. Die Bundesverwaltung 

soll um 8 % verkleinert werden. Außerdem wird es ein Ministerium für Digitalisierung und 

Staatsmodernisierung geben. 

• Steuerpolitik: Eine umfassende Unternehmensteuerreform bleibt aus, jedoch soll eine 

Abschreibung auf Ausrüstungsinvestitionen von 30 Prozent in den Jahren 2025, 2026 und 2027 

eingeführt werden und die Körperschaftsteuer ab 01.01.2028 in fünf Schritten um jeweils 1 % 

gesenkt werden. Gleichzeitig soll die Thesaurierungsbegünstigung für Personenunternehmen 

ausgeweitet oder angepasst werden.  

Hinweis: Im Rahmen der Unternehmensteuerreform 2008 wurde die besagte 

Thesaurierungsbegünstigung eingeführt, die es Einzelunternehmern und 

Personengesellschaften ermöglicht, nicht entnommene Gewinne zu einem ermäßigten 

Steuersatz von 28,25 % zu versteuern, anstatt dem regulären Einkommensteuersatz von bis zu 

45 %. Bei späterer Entnahme erfolgt eine Nachversteuerung von 25 %, wodurch eine steuerliche 

Gleichstellung mit Kapitalgesellschaften angestrebt wird.  

Zudem soll die Umsatzsteuer auf Speisen in der Gastronomie ab 01.01.2026 auf 7 % gesenkt 

werden. 

• Abbau von Steuerbürokratie: Steuervereinfachung soll durch Typisierung, Vereinfachungen und 

Pauschalisierungen erreicht werden. Daneben sollen vorausgefüllte und automatisierte 

Steuererklärungen für einfach Steuerfälle ausgeweitet werden. Ziel ist es Körperschaften und 

Personengesellschaften sukzessive auf die Selbstveranlagung umzustellen. 

• In der Digitalpolitik gibt es ein klares Bekenntnis zum Rechenzentrumsstandort Deutschland. 

Beim Datenschutz sind Reformen angekündigt (z. B. Bündelung der Aufsicht beim 

Bundesdatenschutzbeauftragten). 

Die Geschichte zeigt, dass nicht alle Ankündigungen aus dem Koalitionsvertrag auch tatsächlich 

umgesetzt werden. Alle Vorhaben stehen unter Finanzierungsvorbehalt. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Kläger war Eigentümer eines umsatzsteuerfrei vermieteten Mehrfamilienhauses und lieferte seinen 

Mietern Strom, den er über die Betriebskosten abrechnete. Auf dem Mehrfamilienhaus installierte der 

Kläger eine PV-Anlage. Im Rahmen einer Förderung der Kreditanstalt für Wiederaufbau hatte sich der 

Kläger dazu verpflichtet, 50 % der Stromlieferungen innerhalb des Mietobjekts abzunehmen. Soweit der 

durch die PV-Anlage produzierte Strom nicht ausreichte, gewährleistete der Kläger die Stromversorgung 

durch den Bezug und die Weiterlieferung externen Stroms. Aus der Anschaffung der PV-Anlage machte 

er einen Vorsteuerabzug geltend. Das beklagte Finanzamt gelangte demgegenüber im Rahmen einer 

Umsatzsteuer-Sonderprüfung zu dem Ergebnis, dass die beiden Leistungen Vermietung und 

Stromlieferung so eng zusammenhingen, dass die Stromlieferung als Nebenleistung 

umsatzsteuerrechtlich das Schicksal der Hauptleistung (Vermietung) teile. Da die Wohnungen 

umsatzsteuerfrei vermietet würden, sei der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung der PV-Anlage insoweit 

- also um 50 % - ausgeschlossen. 

Das Finanzgericht Münster gab der hiergegen gerichteten Klage statt (Az. 15 K 128/21). Die PV-Anlage 

werde vorliegend vollumfänglich für steuerpflichtige Ausgangsumsätze des Klägers verwendet. Die 

Stromlieferungen des Klägers an seine Mieter stellen keine unselbstständigen Nebenleistungen zu den 

umsatzsteuerfreien Vermietungsleistungen (§ 4 Nr. 12 Buchst. a UStG), sondern selbstständige 

Hauptleistungen in Form von Lieferungen dar. Dies gelte sowohl für den vom Kläger mit der 

Photovoltaikanlage eigenproduzierten als auch für den von externen Stromanbietern bezogenen Strom. 



 

 

 

 

 

 

 

 

Die klagende Partnerschaftsgesellschaft betreibt eine Zahnarztpraxis. Einem ihrer Seniorpartner oblag 

die kaufmännische Führung und die Organisation der ärztlichen Tätigkeit des Praxisbetriebs der Klägerin 

(z. B. Vertretung gegenüber Behörden und Kammern, Personalangelegenheiten, Instandhaltung der 

zahnärztlichen Gerätschaften). Er war weder "am Stuhl" behandelnd tätig, noch in die praktische 

zahnärztliche Arbeit der Mitsozien und der angestellten Zahnärzte eingebunden, sondern beriet im 

Streitjahr fünf Patienten konsiliarisch und generierte hieraus einen geringfügigen Umsatz. Finanzamt 

und Finanzgericht stuften die Einkünfte der gesamten Gesellschaft als gewerblich ein. 

Dem folgte der Bundesfinanzhof nicht (Az. VIII R 4/22). Alle Mitunternehmer erzielten Einkünfte aus 

freiberuflicher Tätigkeit. Die freiberufliche Tätigkeit ist durch die unmittelbare, persönliche und 

individuelle Arbeitsleistung des Berufsträgers geprägt. Daher reicht die bloße Zugehörigkeit eines 

Gesellschafters zu einem freiberuflichen Katalogberuf nicht aus. Vielmehr muss positiv festgestellt 

werden können, dass jeder Gesellschafter die Hauptmerkmale des freien Berufs, nämlich die persönliche 

Berufsqualifikation und das untrennbar damit verbundene aktive Entfalten dieser Qualifikation auf dem 

Markt, in seiner Person verwirklicht hat. Die persönliche Ausübung der freiberuflichen Tätigkeit im 

vorgenannten Sinne setzt allerdings nicht voraus, dass jeder Gesellschafter in allen 

Unternehmensbereichen leitend und eigenverantwortlich tätig ist und an jedem Auftrag mitarbeitet. Die 

eigene freiberufliche Betätigung eines Mitunternehmers kann auch in Form der Mit- und 

Zusammenarbeit stattfinden. Einen Mindestumfang für die nach außen gerichtete qualifizierte Tätigkeit 

sieht das Gesetz nicht vor. Eine freiberufliche zahnärztliche Tätigkeit ist daher auch vorliegend 

anzunehmen. Auch in diesem Fall entfaltet der Berufsträger Tätigkeiten, die zum Berufsbild des 

Zahnarztes gehören, denn die kaufmännische Führung und Organisation der Personengesellschaft ist 

die Grundlage für die Ausübung der am Markt erbrachten berufstypischen zahnärztlichen Leistungen 

und damit auch Ausdruck seiner freiberuflichen Mit- und Zusammenarbeit sowie seiner persönlichen 

Teilnahme an der praktischen Arbeit. 

 


